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Offiziell wollen CSU-Landtags-
mehrheit und Stoiber-Regierung 
die „Konkurrenzfähigkeit der 
Hauptschulen stärken“, so der 
Landtagsbeschluss vom 22. Ju-
li 2004. Doch in Wahrheit geht 
es um Kosteneinsparung. Die 
rückläufigen Schülerzahlen wer-
den nicht etwa genutzt, um an 
Hauptschulen eine bessere För-
derung durch kleinere Klassen 
zu gestalten. Vielmehr wird es 
diese Reform noch leichter ma-
chen, möglichst große Klassen 
zu bilden. So rechnet Finanz-
minister Faltlhauser im Doppel-
haushalt 2005/06 bereits fest mit 
der Streichung von 500 Haupt-
schul-LehrerInnenstellen. Und 
es ist nicht etwa so, dass das ge-
sparte Geld anderweitig zuguns-
ten der Hauptschulen ausgege-
ben wird.

Weitere Wege – 
größere Klassen
Auszubaden haben diese Bil-
dungspolitik der CSU die Schü-
ler und Schülerinnen: Sie haben 
noch längere Schulwege (vor al-
lem in ländlichen Bereich kann 
das gravierend sein) und sitzen 
in noch größeren Klassen. Aber 
auch für die Kommunen bleibt 
das nicht folgenlos: Sie müssen 
für höhere Schulbuskosten auf-
kommen, höhere Gastschulbei-
träge an Nachbargemeinden mit 
weiterbestehenden Hauptschu-
len zahlen und bleiben auf künf-
tig leer stehenden Schulhäusern 
sitzen, in deren Ausstattung sie 
unter Umständen noch vor kur-
zem investiert haben.

Mit der Umsetzung der 
Schreibtischbeschlüsse aus Mün-
chen werden die Kommunen al-
lein gelassen. Klar formuliert ist 
nur, dass „Neubaumaßnahmen 
vermieden werden“ müssen – 
denn aufgrund des neu in der 
Verfassung verankerten Kon-
nexitätsprinzips müsste der Frei-

staat die Kosten dafür überneh-
men, und das will die Stoiber-
Regierung natürlich keinesfalls.

Folgen für 
Bamberg
Auch in der Schulstadt Bam-
berg ist wohl demnächst ein gro-
ßes Stühlerücken zu erwarten. 
Das prophezeite Schulamtsdi-
rektorin Gisela Bauernschmitt 
in einer Sitzung des Stadtrats. 
Vier Teilhauptschulen gibt es 

derzeit in Bamberg: Luitpold-
schule, Kunigundenschule und 
Wunderburgschule bieten nach 
der Grundschule die Klassen-
stufen 5 und 6 (TH I); die Hei-
delsteigschule beherbergt neben 
den Grundschulklassen auch 
die Hauptschulklassen 7, 8 und 
9 (TH II).

Liest man das Konzept, das 
das Staatliche Schulamt auf An-
weisung der Regierung und mit 
der Maßgabe „Bildung durch-
gängiger Hauptschulen“ erstellt 

hat, hat man ohne große Phan-
tasie ein wüstes Durcheinander 
und Herumwuseln von Haupt-
schülerInnen (und auch von 
GrundschülerInnen) vor Au-
gen. Schulamtsdirektorin Gisela 
Bauernschmitt sprach sich denn 
auch deutlich gegen die geplante 
Umorganisation aus.

Die absehbaren Folgen für 
die Bamberger Schullandschaft 
sind:

• Die TH-SchülerInnen aus 
der Luitpoldschule würden an 
die Heidelsteigschule verlegt. 
Nachdem dann dort für die Hei-
delsteig-Grundschulkinder kein 
Platz mehr wäre, müssten die-
se an die Luitpoldschule wech-
seln. Für viele Kinder würde das 
einen längeren und gefährliche-
ren Schulweg bedeuten, vor al-
lem durch die ungesicherte und 

gefährliche Bahnunterführung. 
Mit der Auflösung der Luitpold-
TH-Schule wäre auch das ein-
zige Ganztagsangebot in Bam-
berg in Frage gestellt, in das die 
Stadt erst vor kurzem Geld in-
vestiert hat, und überdies wä-
re die Stadtmitte quasi „haupt-
schulfrei“.

• Die Kinder aus der Kunigun-
denschule, die jetzt nach der 4. 
Klasse noch zwei Jahre dort blei-
ben können und dann für die 
7.,8. und 9. Klasse die Erlöser-

Großer Verschiebebahnhof in 
der Schulstadt Bamberg
Die bayerischen Hauptschüler und Hauptschülerin-
nen sind die ungeliebten und vernachlässigten Kinder 
der bayerischen Staatsregierung. Das werden sie dem-
nächst erneut zu spüren bekommen – dann nämlich, 
wenn rund 470 Teilhauptschulen bayernweit geschlos-
sen werden. Auch in Bamberg wird das große Stühle-
rücken beginnen – Schulwege werden länger und ge-
fährlicher.

Grundschulkinder (hier Wunderburgschule) haben demnächst längere und gefährlichere Wege zu 
bewältigen.              Erich Weiß

n e i g e d
Stures Vertuschen

Die Spatzen pfeifen es von den Dächern: Der Warmuth-Pro-
zess wird von der Stadt nicht gewonnen. Saftige Schadens-
ersatzforderungen werden an der Stadt hängen bleiben 
– 3,9 Mio Euro stehen im Raum.
Aber dennoch prozessieren Oberbürgermeister Lauer und 
sein Proezessbevollmächtigter Dr. Heller munter weiter und 
versuchen, so gut es geht, Details geheim zu halten – „um 
die Verfahrensstrategie der Stadt nicht zu gefährden“, wie 
es so schön heißt. Nur mit Mühe und nur auf nachdrückliche 
Nachfragen hin waren sie bisher bereit, dem Stadtrat münd-
lich zu berichten. Aber auch das heißt noch lange nicht, dass 
der Stadtrat gut informiert wäre.
GAL-Stadträtin Ulrike Heucken hatte beispielsweise um 
Einsicht in die bestehenden Gerichtsurteile gebeten. Kein 
unangebrachtes Verlangen, handelt es sich bei einer Stadt-
rätin doch immerhin um eine vereidigte Mandatsträgerin 
und laut Gemeindeordnung um einen Teil der Verwaltung. 
Außerdem waren bisher alle Gerichtssitzungen öffent-
lich und wurden alle Urteile ebenso öffentlich verkündet. 
Doch OB Lauer verweigerte die Einsichtnahme – ohne jede 
Begründung!
Das sah man beim Landgericht anders. Der Landgerichtsprä-
sident stellte bei der GAL-Stadträtin ein „berechtigtes Inter-
esse“ fest und ermöglichte ihr deshalb selbstverständlich, 
die gewünschten Urteile im Wortlaut zu lesen. (Über ihre 
Erkenntnisse lässt sich leider an dieser Stelle nicht berich-
ten – selbstverständlich hält sich die GAL ordentlich an ihre 
Verschwiegenheitspflicht.)
Aber das mag ein kleines Licht darauf werfen, wie man im 
Rathaus versucht, die wahren Sachverhalte zu vertuschen, 
wohl in der Hoffnung, einen Skandal über die juristische 
Schlamperei im Rathaus doch noch zu vermeiden.
Lieber riskieren die Verantwortlichen in einer Instanz nach 
der anderen grandios zu scheitern, als zuzugeben, dass vor 
Jahren im Rathaus Mist gebaut wurde. Die Konsequenz ist, 
dass unser Stadtsäckel (also wir alle) am Ende nicht nur den 
ohnehin fälligen Schadensersatz aufbringen, sondern auch 
noch für sämtliche Berufungs-Pirouetten zahlen muss. Die 
Sturheit und Eitelkeit im Rathaus kommt diesmal teuer zu 
stehen.

schule besuchen, müssten schon 
ab der 5. Klasse dorthin.

• Die TH-SchülerInnen aus 
der Wunderburgschule müss-
ten zur Trimbergschule (der-
zeit Klassen 1 bis 9), die dorti-
gen Grundschulkinder wieder-
um zur Wunderburgschule. 
Auch hier negative Auswirkun-
gen auf den Schulweg, der nun 
in vielen Fällen über den Berli-
ner Ring führt. An der Wunder-
burgschule wäre daraufhin kein 
Platz mehr für Diagnose- und 
Förderklassen, die man nach 
Vorgaben des Ministeriums (zur 
Förderung der Integration) hier 
untergebracht hatte – sie müss-
ten zurück zur Pestalozzischule. 
Ob in der Trimbergschule über-
haupt soviel Platz geschaffen 
werden kann, ist angesichts der 
schon jetzt bestehenden Raum-
not fraglich. Möglicherweise 
müsste man einige Hauptschul-
klassen an die Erlöserschule aus-
lagern, aber die muss ja schon 
die Kunigunden-TH-Schule auf-

fangen und hat auch nicht end-
los Platz …

Kurzum: Was die bayerische 
CSU-Regierung fabriziert, ist 
rücksichtslose Sparpolitik und 
schulpolitischer Unfug. Dies als 
Stärkung der Hauptschulen zu 
bemänteln, ist eine Frechheit ge-
genüber allen Betroffenen. Üb-
rigens: Alle CSU-Abgeordneten 
aus der Region Bamberg (Beck, 
Müller, Rudrof) haben den Be-
schluss im Landtag mitgetra-
gen!


